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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Kommt die Vereinbarung der Ost-
afrikanischen Gemeinschaft mit 
der EU über eine Wirtschafts-
partnerschaft noch zustande? 

 

Am 2. Juni 2010 trafen sich eine Reihe 

von zivilgesellschaftlichen und Menschen-

rechtsorganisationen in Kampala, Uganda, 

und veröffentlichten ein gemeinsames 

Statement, das ihre Besorgnis zum Aus-

druck bringt bezüglich des möglicherwei-

se bevorstehenden Abschlusses eines 

Economic Partnership Agreement (EPA, 

Wirtschaftspartnerschaftsabkommen) 

zwischen der Ostafrikanischen Gemein-

schaft (OAG, bestehend aus Burundi, Ke-

nia, Ruanda, Uganda und Tansania) und 

der Europäischen Union (EU). Dieser Ab-

schluss könnte, so wird befürchtet, an-

lässlich des demnächst stattfindenden Mi-

nistertreffens der OAG und der EU erfol-

gen. Die Organisationen befürchten, dass 

das EPA, das seit langem verhandelt wird, 

mit einem für die OAG nachteiligen Inhalt 

unterzeichnet werden könnte. 

Hintergrund 

Bei einem Gipfeltreffen am 14. April 2002 in 

Kampala, Uganda hatten die ostafrikanische 

Gemeinschaft und die Europäische Union 

eine Rahmenvereinbarung unterzeichnet, 

innerhalb derer ein EPA ausgehandelt wer-

den sollte für ihre wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und die der EU- Mitgliedsstaaten 

mit den OAG-Staaten. 

Auf dem Gipfeltreffen identifizierten die Par-

teien als Ziel ihrer Handels- und Wirt-

schaftszusammenarbeit die Förderung der 

gleichmäßigen und schrittweisen Integration 

der OAG in die Weltwirtschaft. Besondere 

Beachtung soll dabei der nachhaltigen poli-

tischen Entwicklung, dem Beitrag zur Ar-

mutsbekämpfung und der Stärkung der 

Produktions- und Angebotskapazität in der 

OAG zukommen. Die Förderung der struktu-

rellen Umbildung der OAG-Wirtschaft, ihrer 

Diversifikation und Wettbewerbsfähigkeit, 

soll zur Entfaltung von Handel, Vornahme 

von Investitionen und Einführung neuer 

Technologien führen und Arbeitsplätze in 

den OAG Partnerstaaten schaffen. 

Diese Ziele der OAG-EC Rahmenvereinba-

rung in Kampala stehen auf dem Boden des 

Cotonou-Abkommens aus dem Jahr 2000 

zwischen der EU und den AKP-Staaten (afri-

kanischen, karibischen und pazifischen 

Staaten). Das Cotonou Abkommen betrifft 

drei Handlungsfelder: Entwicklungszusam-

menarbeit, Wirtschafts- und Handelszu-

sammenarbeit und politische Zusammenar-

beit. Ein Oberziel dieser Partnerschaft ist 

Reduzierung und letztendlich Beseitigung 

der Armut in den AKP-Staaten. Die Zusam-

menarbeit findet auf folgenden Ebenen 

statt: Verstärkung der Beziehungen auf po-

litischer Ebene zwischen den AKP-Staaten 

und der Europäischen Union, Einbeziehung 

der Zivilgesellschaft, der Privatwirtschaft 

und anderen nicht staatlichen Organisatio-

nen, Armutsbekämpfung, Schaffung eines 

innovativen Rahmens für Wirtschafts- be-

sonders Handelskooperationen, Vereinfa-

chung der finanziellen Instrumente und ein 

System flexibler Programme. 
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Die Zusammenarbeit der AKP-Staaten und 

der Europäischen Union aufgrund des Coto-

nou Abkommens, ist die am weitesten rei-

chende Partnerschaft zwischen Entwick-

lungsländern und der EU. Die Vereinbarung 

wurde 2005 und 2010 überarbeitet.  

Die Zusammenarbeit in Wirtschafts- beson-

ders Handelsfragen ist dabei eng mit der 

Entwicklungszusammenarbeit verknüpft, da 

Handel bekanntlich eine Schlüsselrolle in 

der Entwicklung eines Landes spielt. Um op-

timale Handelsbedingungen zu erreichen, 

haben die AKP-Partnerstaaten und die EU 

entschieden, ihre bisherigen Handelsbezie-

hungen neu auszurichten und in regionalen 

wirtschaftlichen Partnervereinbarungen 

(EPAs) in Anlehnung an die Praktiken der 

WTO (World Trade Organization, Welthan-

delsorganisation) auszuhandeln. 

Förmliche Verhandlungen über EPAs began-

nen mit allen regionalen Gruppen der AKP-

Staaten Ende 2002. Die der OAG und der 

EU begannen im Jahr 2004 und sind noch 

im Gange. Die Befürchtungen der zivilge-

sellschaftlichen und Menschenrechtsorgani-

sationen richten sich darauf, dass sie nun zu 

einem übereilten und für die OAG inhaltlich 

ungünstigen Abschluss gebracht werden. 

Zielsetzung des geplanten Abkommens 

über wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(EPA) zwischen der OAG und der EU 

Die Rahmenvereinbarung, auf deren Grund-

lage das EPA verhandelt wird, baut auf den 

Erfahrungen aus dem Cotonou Abkommen 

auf. Die von beiden Seiten angestrebten 

Ziele des regionalen EPA zwischen OAG und 

EU sind folgende:1 

Beiträge zum wirtschaftlichen Wachstum 

der OAG sollen durch eine verstärkte und 

strategische Handels- und Entwicklungs-

partnerschaft geleistet werden. Regionale 

Integration, wirtschaftliche Zusammenarbeit 

und gute Regierungsführung in der OAG sol-

len gefördert werden. Die graduelle Integra-

tion der OAG in die Weltwirtschaft in Über-

                                                     

1 So Kapitel 1 der allgemeinen Vertragsbe-
stimmungen des Rahmenabkommens  

einstimmung mit ihren politischen Vorstel-

lungen und Entwicklungsprioritäten soll vo-

rangebracht werden. Die strukturelle Trans-

formation der Wirtschaft und deren Auswei-

tung und Wettbewerbsfähigkeit in den OAG-

Mitglieds-staaten soll durch Produktionsver-

besserungen sowie Erweiterung der Liefer- 

und Handelskapazitäten unterstützt werden. 

Dann sollen die OAG-Kapazitäten in der 

Handelspolitik und in mit dieser verbunde-

nen Bereichen verbessert werden. Effektive, 

vorhersehbare und transparente regionale 

rechtliche Rahmenbedingungen für Handel 

und Investitionen in den OAG-

Partnerstaaten sollen eingerichtet und um-

gesetzt werden. Die bestehenden Beziehun-

gen zwischen den Vertragsparteien auf der 

Grundlage von Solidarität und gemeinsamen 

Interessen sollen gestärkt werden. 

Allgemein soll die Vereinbarung in Überein-

stimmung mit den WTO-Vorgaben Handels- 

und Wirtschaftsbeziehungen stärken und 

eine neue Handelsdynamik zwischen den 

Beteiligten durch progressive und asymmet-

rische Liberalisierung des Handels entwi-

ckeln, sowie eine erweiterte und vertiefte 

Zusammenarbeit auf allen Gebieten, die für 

Handel und Investitionen relevant sind, in 

die Wege leiten. 

Außerdem soll eine Ausnahme für die Bei-

behaltung regionaler Handelspräferenzen 

der ostafrikanischen Staaten mit anderen 

afrikanischen Staaten und Regionen ohne 

Verpflichtungen, diese Präferenzen auch auf 

die EU anzuwenden sowie eine Ausnahme 

für bestimmte Kooperationen bei der Ver-

größerung der Produktion und der Liefer- 

und Handelskapazitäten in der OAG in das 

EPA aufgenommen werden. 

Besondere Erwähnung verdient die Fische-

reiwirtschaft, da sie in dem EPA einen au-

ßergewöhnlich breiten Raum einnehmen 

soll. Sie soll daher im Folgenden etwas aus-

führlicher dargestellt werden. 

Die Parteien sind sich einig in der Beurtei-

lung, dass Fischerei eine Schlüsselposition 

in den wirtschaftlichen Ressourcen der OAG-

Partnerstaaten einnimmt und ein großes Po-

tential für die zukünftige wirtschaftliche 

Entwicklung und Armutsbekämpfung in der 
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Region darstellt. Deshalb soll Entwicklung 

und Administration des Fischereibereichs 

ebenso nachhaltig gefördert werden wie der 

regionale und internationale Handel mit Fi-

schereiprodukten. Dazu muss ein günstiges 

Umfeld einschließlich Infrastruktur und Aus-

bildungskapazitäten in den OAG-

Partnerstaaten geschaffen werden, um den 

Anforderungen des Marktes sowohl für In-

dustrie- als auch Kleinfischereien gerecht zu 

werden. Ferner sollen die nationalen und 

regionalen politischen Bemühungen zur 

Ausweitung von Produktivität und Wettbe-

werbsfähigkeit im Bereich der Fischerei un-

terstützt werden. 

Die EU soll durch Ausbau von Produktions-

kapazitäten und Exportmärkten beitragen. 

Hierzu gehört der Ausbau von Kapazitäten 

in industrieller wie handwerklicher Produkti-

on, die Verarbeitung und Ausweitung der 

Produktpalette mit dem Ziel der Stärkung 

der Wettbewerbsfähigkeit der regionalen 

Inlandsfischerei und Aquakultur. Dieses Ziel 

kann zum Beispiel durch die Gründung von 

Forschungs- und Entwicklungszentren, die 

auch den Aufbau von Aquakultur für kom-

merzielle Fischfarmen betrifft, erreicht wer-

den. Der Ausbau von Ausbildungskapazitä-

ten um die Exportketten zu managen, ein-

schließlich der Einführung und Verwaltung 

eines Systems von Gütezeichen für be-

stimmte Produktreihen und Durchführung 

von Werbekampagnen und der Sicherung 

von Wertsteigerung und Minderung der Ern-

teverluste bei Fischereiprodukten wurden 

als wichtig identifiziert. Weiter soll eine 

Ausweitung der Kapazitäten in der Region 

durch verbesserte und kompetente Fische-

reibehörden, Händler- und Fischerorganisa-

tionen, die in der Lage sind mit EU-Partnern 

zu verhandeln, und durch Schulungspro-

gramme für Produkt- und Markenzeichen-

entwicklung ins Auge gefasst werden. 

Weiter soll die EU durch Ausbau und Ver-

besserung, insbesondere im Wege der Zur-

Verfügungstellung von Finanzierungen, von 

Infrastruktur für Inlandfischereien und 

Aquakulturen und durch Vermittlung techni-

scher Kenntnisse, einschließlich der Einfüh-

rung von Technologien zur Wertsteigerung, 

zum Beispiel durch Transfer von Fischerei-

technologien zur Ernte bzw. zum Manage-

ment von Ernteerträgen Beiträge leisten. 

Auch im rechtlichen Bereich soll die EU zur 

Entwicklung der Inlandfischereien und 

Aquakulturen in den OAG-Partnerstaaten 

Unterstützung leisten. So können die 

Kenntnisse des Fischereimanagements zum 

Beispiel verbessert werden durch ange-

wandte Forschung und ein System zur Da-

tenerfassung, und durch Kontroll- und 

Überwachungssysteme. Weiter sollen die 

OAG-Partnerstaaten in der Ausarbeitung 

entsprechender gesetzlicher und ordnungs-

rechtlicher Instrumente zum gewerblichen 

Schutz- und Urheberrecht und zum Ausbau 

der Kapazitäten dies im internationalen 

Handel umzusetzen, unterstützt werden. 

Weitere Themen sind Umsetzung von Um-

weltstandards in der Fischerei und des 

Schutzes der gewerblichen Urheberrechte. 

Angedacht sind weiter die Förderung von 

Beteiligungs- oder Gemeinschaftsunterneh-

men (joint ventures) und anderen Investiti-

onskooperationen zwischen Beteiligten aus 

OAG-Partnerstaaten und der EU, zum Bei-

spiel durch Schaffung von Mechanismen, 

um Investoren für Beteiligungsunternehmen 

in der Inlandfischerei und Aquakulturen zu 

gewinnen, sowie Hilfestellungen, um Zugriff 

auf Kreditmöglichkeiten zum Ausbau von 

kleinen bis mittelgroßen Unternehmen vor 

allem der industriellen Inlandfischerei zu 

erhalten. Begleitend sollen Programme auf-

gelegt werden, die sicherstellen, dass die 

Fischwirtschaft den Umweltschutz unter-

stützt, und die Schutzmaßnahmen enthal-

ten, um den Raubbau am Fischbestand ein-

zudämmen und die biologische Vielfalt zu 

erhalten. Außerdem sollen vorsichtig exoti-

sche Arten in die Aquakulturen eingeführt 

werden. Diese Arten sollen nur in überwach-

ten und geschlossenen Anlagen in Abspra-

che mit allen betroffenen Nachbarländern 

eingeführt werden. 

Potentieller Nutzen eines regionalen Wirt-

schaftspartnerschaftsvertrages (EPA) für 

OAG und EU 

Welchen Nutzen hat eine solche Handelszu-

sammenarbeit für die Partner? 
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Für die OAG sind als Nutzen zu identifizie-

ren: das Erreichen eines zoll- und quoten-

freien Marktzugangs, dass Waren aus den 

ostafrikanischen Partnerstaaten den EU-

Markt auf gesicherter, vorhersehbarer und 

langfristiger Basis erreichen, dass eine gra-

duelle und progressive Liberalisierung des 

Warenmarktes in der OAG stattfindet und 

dass die Bedingungen für Marktzugänge 

beibehalten und verbessert werden, um si-

cherzustellen, dass sich die Lage der OAG 

Partnerstaaten verbessert und sich nicht 

etwa durch das EPA verschlechtert.  

Schließlich sind auch in der Vereinbarung 

vorgesehene Antidumpingmaßnahmen zum 

Nutzen der OAG gedacht. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass 

die Vereinbarung der ostafrikanischen Ge-

meinschaft einen besseren Zugriff auf den 

europäischen Markt im Besonderen und den 

Weltmarkt im Allgemeinen verschaffen soll. 

Sieht man wirtschaftliches Wachstum als 

„Entwicklungslokomotive“ an, wie in der 

entwicklungspolitischen Diskussion gängig 

und wie das etwa in der WTO-Initiative „Aid 

for Trade“ 2 zum Ausdruck kommt3, führt 

eine Stärkung wirtschaftlicher Aktivitäten zu 

umfassender Entwicklungssteigerung in we-

niger entwickelten Ländern. Dieser Gedanke 

durchzieht die Geschichte der internationa-

len Entwicklungszusammenarbeit seit den 

1960er Jahren, als die Konferenz der Ver-

einten Nationen zu Handel und Entwicklung 

(UNCTAD) gegründet wurde, um die Stel-

lung von weniger entwickelten Ländern auf 

dem Weltmarkt zu verbessern.  

                                                     

2 Die Initiative „Aid for Trade” wurde auf der 
Ministerkonferenz in Hongkong im Dezember 
2005 vorgestellt. Sie zielt darauf ab den Ent-
wicklungsländern insbesondere den am we-
nigsten entwickelten zu helfen, ihre Handels-
kenntnisse zu verbessern und die dazu nötige 
Infrastruktur aufzubauen und damit von WTO-
Abkommen zu profitieren und ihren Handel 
auszuweiten. Der Erfolg dieser Initiative hängt 
vom Aufbau engerer Zusammenarbeit in den 
nationalen Hauptstädten mit Handels-, Finanz- 
und Entwicklungshilfevertretern  der WTO-
Mitgliedsstaaten ab. Diese muss mit der engen 
Zusammenarbeit auf internationaler wie auf 
nationaler Ebene zwischen staatenübergreifen-
den Organisationen mit einer besonderen Ver-
antwortung auf diesen Gebieten und ihren Mit-
gliedsstaaten abgeglichen werden.  

3 WTO 2009: Aid for Trade at a glance 2009, 
www.wto.org 

Das EPA wird von der ostafrikanischen Ge-

meinschaft weiter als ein Mittel gesehen, 

um die regionale Integration zu fördern und 

zu festigen und die Einbindung in die Welt-

wirtschaft voranbringen.  

Auch der EU dürfte diese Kooperation wirt-

schaftlich und politisch zugute kommen. 81 

Prozent der ostafrikanischen Märkte würden 

sich für den Import aus der EU öffnen. So 

würde dieses EPA den Handelsfluss zwi-

schen der OAG und der EU erleichtern. Al-

lerdings läge der größte Gewinn für die EU 

wohl im politischen Bereich. Das EPA mit 

der ostafrikanischen Gemeinschaft stärkt 

den europäischen Einfluss auf dem afrikani-

schen Kontinent und ist besonders wichtig 

im Hinblick auf die wachsende Einflussnah-

me Chinas in Afrika4 

Fortschritte und Probleme der Aushand-

lung des EPA 

Auf das Cotonou-Abkommen aufbauend und 

unter Berücksichtigung des Fortschritts in 

den bisherigen Vereinbarungen, betreffen 

die weiteren Verhandlungen für ein umfas-

sendes EPA folgende Bereiche: 

• Zoll- und Handelsabkommen 

• Ungelöste Handels- und Marktzugangs-

fragen einschließlich der Warenur-

sprungsregelungen 

• Technische Hemmnisse für Handels-, 

Gesundheits- und Pflanzenschutzmass-

nahmen 

• Den Dienstleistungsverkehr 

• In Beziehung zum Handel stehende 

Fragen wie Wettbewerbspolitik, Investi-

tionen und Privatwirtschaft, Handel, 

Umwelt und nachhaltige Entwicklung, 

gewerblicher Rechtsschutz und Trans-

parenz des öffentlichen Beschaffungs-

wesens  

• Den Ausbau eines Mechanismus zur 

Streitbeilegung im Landwirtschaftssek-

tor 

                                                     

4 China in Afrika: Herausforderung für den 
Westen, R. Kappel, T. Schneidenbach, 2006, 
Giga Focus 12. www.giga-hamburg.de 
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• Den Aufbau notwendiger Institutionen 

Im Zuge der bisherigen Verhandlungen zu 

einem EPA und aufgrund des Rahmenab-

kommens vom 14. April 2002 traf die OAG 

am 27. November 2007 mit der EU eine 

Vereinbarung über ein vorläufiges regiona-

les EPA, jedoch wurde diese Vereinbarung 

bislang nicht unterzeichnet und ist somit 

wirkungslos. Viele Verhandlungsrunden ha-

ben bis heute dazu stattgefunden, aber es 

gibt immer noch ungelöste Probleme5 wie 

vor allem die Frage finanzieller Hilfen befris-

tete Zölle auf Ausfuhren, die Meistbegünsti-

gungsklausel und Handelsrestriktionen, die 

von der EU verhängt werden. 

In einem der Treffen zu technischen Fragen 

in Brüssel zu Beginn dieses Jahrs betonte 

die EU,  sie beabsichtige nicht mehr, Fi-

nanzmittel für ein EPA zur Verfügung zu 

stellen, die über das Programm „Aid for 

Trade“ hinausgehen, was zu Meinungsver-

schiedenheiten der Verhandlungspartner 

über Art und Einsatz von Finanzmitteln führ-

te. Neben der Tatsache dass die EU ihre fi-

nanzielle Unterstützung nicht ausweiten will, 

ist es auch schwierig, die tatsächlichen Be-

dürfnisse der beteiligten afrikanischen Staa-

ten zu bestimmen.  

Auf Seiten der OAG werden folgende Fragen 

als ungelöst identifiziert: 

Die ostafrikanischen Staaten, verlangen das 

Recht, befristete Zölle auf Exporte zu erhe-

ben, da sie Zölle und Abgaben für Exporte 

in Drittstaaten erheben wollen.  

Jedoch ist neben den Fragen finanzieller 

Zuwendung der umstrittenste Punkt die 

Meistbegünstigungsklausel. Diese Klausel ist 

eine der wichtigsten WTO-Prinzipien und der 

erste Artikel im GATT-Abkommen (General 

Agreement of Tariffs and Trade). Er stellt 

sicher, dass Länder ihre Handelspartner 

nicht unterschiedlich behandeln können. 

Aus der Sicht der OAG ist dies besonders 

wichtig, da auf diesem Weg die Region nicht 

                                                     

5 Trade Negotiations between EAC and EC shift 
to high gear, L. Anami, The Standard Newspa-
per, 13.04.2010, Seite 15 

gezwungen werden kann, Produkte und 

Dienstleistungen von der EU zu beziehen, 

wenn diese aus anderen Quellen wie zum 

Beispiel China, günstiger bezogen werden 

können. 

Es bestehen auch Unstimmigkeiten bei Re-

gelungen, die von der EU gefordert werden.  

Besonders die Mindestanforderungen bei 

Gesundheits- und Pflanzenschutz findet  die 

OAG als gegen sie gerichtet6. Die OAG ist 

der Meinung dass das EPA ihren Produkten 

über zollfreie Maßnahmen hinaus dadurch 

auf den EU Märkten besseren Zugang, ga-

rantieren sollte, dass  Restriktionen und 

Standards bei Pflanzenschutzwerten entge-

genkommender gestaltet werden7. 

Eine erhebliche generelle Schwierigkeit ist, 

einen Weg zu finden, Liberalisierung zu 

betreiben und gleichzeitig die lokalen Märk-

te zu schützen. Wie soll zum Beispiel der 

Import billiger Produkte behandelt werden, 

die den Gewinn bei heimischen Produkten 

bedrohen? Auch diese Frage bedarf noch 

der Klärung. 

Das Statement der Civil Society- und Men-

schenrechtsorganisationen vom 2. Juni 

2010 drückt die Besorgnis aus, dass bei der 

Ministerrunde in einem Schnellschuss von 

Seiten der OAG wichtige Positionen preisge-

geben werden könnten, nur um die Ver-

handlungen zu einem Abschluss zu bringen. 

Zusammenfassung 

Die Tatsache dass die Verhandlungen wei-

tergeführt werden, ist ein gutes Zeichen für 

die Zukunft des EPA. Auf der anderen Seite 

bestehen innerhalb der OAG noch erhebli-

che Bedenken bezüglich der genannten Re-

gelungspunkte. Diese Bedenken sind nun 

von den erwähnten Organisationen wort-

stark vorgetragen worden. Damit werden 

auch Fragen laut über die tatsächliche Be-

deutung des EPA, welches mehr auf lang-

fristige Ziele ausgerichtet scheint und eher 

                                                     

6 East Africa and EU “agree” on new trade im-
pact, W. Menya, The Daily Nation 26.03.2010 

7 Crunch time for EU, EAC trade talks, K. 
Mugambi, The daily Nation, 13.03.2010 
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schwache oder keine kurz- und mittelfristi-

gen Ziele aufweist.  

Dennoch sind einige der Hauptakteure im-

mer noch hoffnungsvoll, dass die Verhand-

lungen auf dem richtigen Weg sind und of-

fenstehende Fragen wenn nicht in der jetzi-

gen Ministerrunde so doch noch dieses Jahr 

bereinigt werden8.  

Es ist darüber hinaus zu hoffen, dass der 

Abschluss der Verhandlungen, ungeachtet 

seines Zeitpunktes, zu einer Fixierung aus-

diskutierter Positionen führt und nicht zu 

unausgewogenen Regelungen, die hinterher 

mehr Probleme bereiten als Nutzen stiften. 

Denn ein interessengerechtes EPA würde 

nicht nur einen enormen Entwicklungsschub 

für die Region nach sich ziehen, sondern 

auch die regionale Integration wirtschaftlich 

und rechtlich fördern, ein Ziel für das auch 

die KAS, insbesondere in ihrem Rechts-

staatsprogramm, Teil Afrika-Subsahara, 

steht. 

 

 

                                                     

8 L. Anami, The Standard Newspaper, 
13.04.2010 
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